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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Evers, Dr. Schäuble, Tillmann, 

Frau Hürland, Spilker, Stücklen, Dr. Kraske, Weber (Heidelberg) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2437 - 

betr. Wahrung der Belange des deutschen Sports 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 24. Sep- 
tember 1974 - SK I 1 -370 000/66 - namens der Bundesregierung 
die vorbezeichnete Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, daß 
die Belange des Sports in allen einschlägigen Bundesgesetzen 
und bundesgesetzlichen Verfahren berücksichtigt werden sollen? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die Belange des 
Sports in allen einschlägigen Bundesgesetzen und bundes- 
gesetzlichen Verfahren berücksichtigt werden sollen. 

Hierbei geht die Bundesregierung davon aus, daß die Bedeu- 
tung des Sports für den einzelnen und die Gesellschaft stetig 
zunimmt und Sportförderung ein unabdingbares Element der 
Daseinsvorsorge ist. Die enge Verknüpfung der Sportpolitik 
mit anderen Bereichen, wie Gesundheits-, Bildungs-, Jugend-, 
Sozial- und Strukturpolitik, ist für Inhalt und Ausmaß der 
Sportförderung mitbestimmend. 

Aus dieser Beurteilung heraus ist die Bundesregierung be- 
strebt, besonderen Erfordernissen des Sports in einschlägigen 
Gesetzesvorhaben Rechnung zu tragen. 

Dies gilt insbesondere - um Fälle aus jüngster Zeit zu nennen - 
für den Entwurf eines Bundeswaldgesetzes, für die Entwürfe 
zum Jugendhilfe-, Strafvollzugs- und Hochschulrahmengesetz 
des Bundes sowie für den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbaugesetzes und den Entwurf einer Arbeitsstätten- 
verordnung. 
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Der Regierungsentwurf eines Bundeswaldgesetzes normiert u. a. 
ein Recht zum Betreten des Waldes zu Zwecken der Erholung 
und sieht ein Gebot zur Erstellung von forstwirtschaftlichen 
Rahmenplänen vor, in die auch Einrichtungen für eine erho- 
lungsgerechte Freizeitgestaltung aufzunehmen sind. 

Im Referentenentwurf eines Jugendhilfegesetzes wird jungen 
Menschen ein besonderes Erziehungs- und Bildungsangebot 
gemacht, um ihre körperliche und seelisch-geistige Entwicklung 
zu fördern und ihnen zu helfen, ihre Freizeit sinnvoll zu gestal- 
ten. Damit soll in der Jugendarbeit ausreichender Raum für 
Geselligkeit, Spiel, Sport und Erholung der Jugendlichen sicher- 
gestellt werden. 

Die besondere Bedeutung des Sports als Mittel der Resoziali- 
sierung hat die Bundesregierung im Regierungsentwurf eines 
Strafvollzugsgesetzes dadurch herausgestellt, daß den Anstalts- 
insassen Gelegenheit geboten werden soll, in ihrer Freizeit am 
Unterricht einschließlich Sport sowie an Sportveranstaltungen 
teilzunehmen. 

Der Regierungsentwurf des Hochschulrahmengesetzes wahrt 
die Belange des Sports, indem er die Förderung des Sports im 
Hochschulbereich erstmalig als eine spezielle Aufgabe der 
Hochschule ausweist. 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desbaugesetzes verdeutlicht und konkretisiert den bisher schon 
geltenden Grundsatz, daß sich die Bauleitpläne nach den sozia- 
len Bedürfnissen der Bevölkerung und ihrer Gesundheit zu 
richten haben. Dies schließt eine besondere Berücksichtigung 
des Sports ein. 

Im Referentenentwurf einer Arbeitsstättenverordnung ist vor- 
gesehen, daß bei einseitiger Inanspruchnahme des Arbeitneh- 
mers durch Art und Weise seiner Beschäftigung Raum für kör- 
perliche Ausgleichsübungen zur Verfügung stehen soll. 


2. Ist die Bundesregierung mit den Fragestellern-der Ansicht, daß 
zur Berücksichtigung der Belange des Sports die frühzeitige 
Anhörung der freien Träger des Sports notwendig und sinnvoll 
ist? 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es notwendig und 
sinnvoll, daß die freien Träger des Sports zur Berücksichtigung 
der Belange des Sports im Gesetzgebungsbereich frühzeitig ge- 
hört werden. 

Dem entspricht es, daß die Bundesregierung bei der Vorberei- 
tung sportrelevanter Rechtsnormen von der in der Gemein- 
samen Geschäftsordnung der Bundesministerien - Besonderer 
Teil (GGO II, §§ 23, 62) - ausdrücklich vorgesehenen Beteili- 
gungsmöglichkeit von Vertretungen der betroffenen Fachkreise 
weitgehend Gebrauch macht. Damit ist sichergestellt, daß zur 
Wahrung der Belange des Sports Sportorganisationen, deren 
Wirkungskreis sich über das gesamte Bundesgebiet erstreckt, 
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in aller Regel rechtzeitig - d. h. bereits bei der Erstellung von 
Gesetzentwürfen - eingeschaltet werden. 

Die Bundesregierung wird auch künftig bestrebt sein, eine mög- 
lichst frühzeitige und umfassende Beteiligung der Träger des 
Sports bei allen einschlägigen Gesetzesvorhaben zu gewähr- 
leisten. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die Spitzenorganisationen des 
Sports insoweit als Vertreter des öffentlichen Interesses anzu- 
erkennen? 

Schon die bisherige Praxis der Bundesregierung zeigt, daß die 
Bundesregierung der Meinungsäußerung der Spitzenorgani- 
sationen des Sports besonderes Gewicht beimißt. 

Als „Vertreter des öffentlichen Interesses" können die Spitzen- 
verbände jedoch nur in dem Sinne verstanden werden, als sie 
das generelle Interesse der Allgemeinheit an einer angemes- 
senen Wahrung der Belange des Sports zum Ausdruck bringen. 
Sie sind es nicht im formal-juristischen Sinne. Vertreter des 
öffentlichen Interesses im Rechtssinne müssen das Interesse der 
gesamten Öffentlichkeit ausschließlich und unmittelbar vertre- 
ten. 


4. Welche konkreten Schritte wird die Bundesregierung unter- 
nehmen, um sicherzustellen, daß vor allem in den die Raum- 
ordnung und die Planung (Landesplanung, Städteplanung, Land- 
schaftsplanung, Gewässerplanung u. dgl.) betreffenden Gesetzen 
und Verfahren Repräsentanten des Sports als Vertreter des 
Öffentlichen Interesses gehört werden? 


Die Bundesregierung gewährleistet - wie bei Frage 2 bereits 
ausgeführt - eine angemessene Mitwirkung der Repräsentanten 
des Sports in den sportrelevanten Bereichen der Gesetzesarbeit. 
Daß die Spitzenorganisationen des Sports auch künftig ange- 
messen und rechtzeitig beteiligt werden, ist durch eine ent- 
sprechende Abstimmung zwischen den mit Angelegenheiten 
des Sports befaßten Ressorts sichergestellt. Inhalt dieses Ein- 
vernehmens ist es auch, daß bei neuen Gesetzesvorhaben von 
Fall zu Fall geprüft werden soll, ob und inwieweit unmittelbar 
in den gesetzlichen Bestimmungen eine Anhörung der Reprä- 
sentanten des Sports und anderer betroffener Fachkreise vor- 
gesehen werden kann. 

Dabei wird sich die Bundesregierung nicht nur auf die Beteili- 
gung der Bundessportfachverbände beschränken, sondern 
grundsätzlich auch Meinungsäußerungen des Deutschen Sport- 
bundes einholen. Die Bundesregierung berücksichtigt dabei, daß 
sich der Aufgabenbereich des Deutschen Sportbundes nach § 4 
seiner Satzung auch auf die Mitarbeit bei Gesetzentwürfen er- 
streckt. 

Die in der Frage angeschnittenen Normenbereiche der Raum- 
ordnung und Planung (Landesplanung, Städteplanung, Land- 
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Schaftsplanung und Gewässerplanung) betreffen weitgehend 
Länder- und Kommunalkompetenzen, was insoweit eine kon- 
krete Einwirkungsmöglichkeit des Bundes ausschließt. 

Für den Fall jedoch, daß im Hinblick auf solche Planungs- 
belange eine Konkretisierung von Bestimmungen des Bundes- 
raumordnungsgesetzes in Erwägung gezogen werden sollte, ist 
die Beteiligung von Spitzenorganisationen des Sports sicher- 
gestellt. 

In den die Planung betreffenden Verfahren werden die Belange 
des Sports, soweit die Aufstellung von Bauleitplänen in Be- 
tracht kommt, von den beteiligten Trägern der öffentlichen 
Belange geltend gemacht. Darüber hinaus ist im Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbaugesetzes vorgesehen, 
daß die Gemeinde die Bürger möglichst frühzeitig über die 
Grundlagen sowie die Ziele, Zwecke und Auswirkungen der 
Planung in geeigneter Weise zu unterrichten und allgemein 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben hat. Damit haben auch die 
Repräsentanten des Sports Gelegenheit, ihre Interessen bei 
Aufstellung eines Bauleitplanes zu vertreten. 

Eine vergleichbare Rechtssituation ist nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz gegeben, nach dem die von städtebaulichen 
Entwicklungs- und Sanierungsmaßnahmen Betroffenen Gelegen- 
heit haben, bei Vorbereitung und Durchführung dieser Maß- 
nahmen mitzuwirken. 
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